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RENTENSYSTEME IM UMBAU
Herausforderungen und Reformwege  

der Alterssicherung in Europa

Bernhard Ebbinghaus

Gerade in Krisenzeiten gilt die staatliche Rente 
als bewährte Garantin des Einkommens der äl-
teren Bevölkerung. Dies war während der Welt-
wirtschaftskrise 2008/09 ebenso der Fall wie 
während der Pandemie ab 2020. In Deutschland 
bezieht heute jede/ r Vierte eine staatliche Rente 
oder Beamtenpension. EU-weit machen die Ren-
tenausgaben ungefähr 12 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts aus und stellen mit 45 Prozent den 
größten Anteil der Sozialversicherungs ausgaben. 

Die finanzielle Nachhaltigkeit der Alterssi-
cherung steht jedoch überall in Europa vor der 
unabwendbaren Herausforderung einer alternden 
Gesellschaft: Der anhaltende Geburtenrückgang, 
die längere Lebenserwartung und häufiger Vor-
ruhestand stellen die staatlichen Rentensysteme 
vor zunehmende Finanzprobleme, insbesondere 
wenn sie umlagefinanziert sind, also ohne Rückla-
gen arbeiten. Der Generationenvertrag kommt in 
Schieflage: Immer weniger potenzielle Erwerbs-
personen sollen die Renten von immer mehr Äl-
teren bezahlen. In den vergangenen Jahren wur-
den deshalb europaweit Reformen aufgelegt, um 
das Renteneintrittsalter zu erhöhen, die Leistun-
gen anzupassen und staatliche Umlageverfahren 
hin zu Mehrsäulenmodellen mit zunehmender 
kapitalgedeckter, oft in privater Verantwortung 
liegender Altersvorsorge weiterzuentwickeln. 

In Deutschland wurden 1989 erste Schrit-
te eingeleitet, um Frühverrentungen zurückzu-
drängen; 2001 wurde die Riester-Rente als private 
Zusatzversorgung und 2003 die Grundsicherung 
als Mindestsicherung im Alter eingeführt. Auch 
in anderen europäischen Ländern wurden Ren-
tenreformen eher schrittweise und pfadabhängig 
entlang eingeübter Wege angegangen. Tatsächlich 
hängen Reformen von verschiedenen wirtschaft-
lichen, institutionellen und politischen Vorausset-
zungen ab. Der Vergleich Deutschlands mit ande-
ren europäischen Sozialstaaten kann nicht nur die 

Unterschiede im Problemdruck und die verschie-
denen Rentenreformwege verdeutlichen, sondern 
auch best practices aufzeigen, die zur deutschen 
Rentenreformdebatte beitragen können. 

Einer der historisch bedeutsamen Unterschie-
de besteht zwischen der Sozialversicherungstra-
dition der Länder mit Bismarckschen Renten-
versicherungen einerseits – neben Deutschland 
sind das zum Beispiel Frankreich, Italien und 
Polen – und der mit den Beveridge-Reformen 
verbundenen Grundrente andererseits, wie sie 
in Großbritannien 1946 eingeführt wurde, zum 
Beispiel aber auch in Irland, den Niederlanden 
oder ursprünglich Schweden. 01 Während die Bis-
marckschen Rentenversicherungen eine Lebens-
standardsicherung anstreben und das Äquiva-
lenzprinzip zwischen Beitragszahlungen und 
Rentenleistungen umsetzen, zielen Grundrenten-
systeme vorranging auf Armutsvermeidung für 
alle Mitbürger/ -innen und überlassen zusätzli-
chen kapitalgedeckten Säulen der Altersvorsorge 
die Aufgabe, höhere Erwerbseinkommen im Al-
ter abzusichern. Der historische Vorsprung der 
Beveridge-Systeme im Aufbau kapitalgedeckter 
Altersvorsorge zeigt sich auch heute am fortge-
schrittenen Pensionsfonds-Kapitalismus in die-
sen Ländern. 

In diesem Beitrag werden zunächst anhand 
demografischer und sozioökonomischer Pro-
gnosen die Herausforderungen alternder Gesell-
schaften dargestellt, um die politischen Hürden 
für Reformprozesse zu erörtern. In einem Ver-
gleich ausgewählter europäischer Staaten werden 
anschließend anhand der Umkehr der Frühver-
rentungspolitik die unterschiedlichen Problem-
lagen, Reformdynamiken und Erfolge bei der 
Erhöhung der Beschäftigungsquote Älterer be-
trachtet, bevor wir den Blick auf Reformschritte 
hin zu einer Privatisierung und Vermarktlichung 
in der Alterssicherung richten. 
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Tabelle: Demografische Entwicklung, Erwerbsmuster und Rentenausgaben in der EU 
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Ältere (65+),  
in Prozent 

2019 20,4 21,7 19,7 14,3 20,3 23,0 19,3 17,9 20,0

2050 29,6 28,1 25,6 24,8 27,8 33,7 26,4 30,4 23,5

Altenquotient 
(65+/20–64)

2019 34,4 36,1 34,1 24,2 36,5 38,9 32,9 29,0 35,2

2050 56,9 52,8 47,9 46,5 54,8 66,5 49,3 57,0 43,0

Erwerbstätigen-
quote (20–64) 2019 73,1 80,6 78,4 75,1 71,6 63,6 80,2 73,3 82,1

Erwerbsquote 
(55–64) 2019 70,3 75,3 79,2 67,0 66,4 73,3 75,6 53,6 78,9

Erwerbsaustritts-
alter 2019 63,8 64,6 64,5 64,7 62,3 65,5 64,9 62,9 65,0

Staatliche Renten-
ausgaben, in 
Prozent des BIP)

2019 11,6 10,3 9,3 4,6 14,8 15,4 6,8 10,6 7,6

2050 12,6 12,2 7,6 7,5 14,3 16,2 8,9 10,7 7,0

Private Rentenaus-
gaben, in Prozent 
des BIP

2019 4,8 1,0 5,1 4,0

2050 5,9 1,4 6,8 2,7

Quelle: Eigene Zusammenstellung aktueller Daten (2019) und Projektionen (2050) der Europäischen Kommission, The 2021 Ageing 
Report: Economic & Budgetary Projections for the EU Member States (2019–2070), Brüssel 2021. 

DEMOGRAFIE UND 
REFORMDYNAMIK

Insbesondere in umlagefinanzierten Rentensyste-
men1 ist für den Fortbestand des Generationenver-
trags vor allem die Lastenverteilung zwischen Er-
werbsbevölkerung und Älteren ausschlaggebend. 
Bis 2050 prognostiziert die EU einen Anstieg des 
Altenquotienten, also der Zahl der über 65-Jäh-
rigen im Verhältnis zur Erwerbsbevölkerung im 
Alter zwischen 20 und 64 Jahren, von gegenwär-
tig rund 34 auf 57 Prozent im EU-Durchschnitt 
und von rund 36 auf 53 Prozent in Deutsch-
land (Tabelle). Zwar bestehen beträchtliche Un-
terschiede zwischen den älteren Bevölkerungen 
Deutschlands oder etwa Italiens mit einem Alten-
quotienten von über einem Drittel und den rela-

01 Vgl. Traute Meyer, Beveridge statt Bismarck! Europäische 
Lehren für die Alterssicherung von Frauen und Männern in 
Deutschland, Bonn 2013. 

tiv jungen Gesellschaften in Irland oder Polen mit 
Altenquotienten von 24 beziehungsweise 29 Pro-
zent. In der Regel käme aber in drei Jahrzehnten 
eine ältere Person in Europa auf nurmehr zwei im 
Erwerbsalter stehende Personen.

Der Anteil der älteren Personen an der Gesamt-
bevölkerung liegt bereits heute in Deutschland und 
Italien über dem EU-Durchschnitt und wird in 
Italien um 2050 fast 34 Prozent betragen. Das an-
haltende Wachstum der Bevölkerung ab 65 Jahren 
von gegenwärtig EU-durchschnittlich rund 20 auf 
30 Prozent innerhalb von drei Jahrzehnten hat ein 
erhebliches politisches Gewicht: Ältere gehen eher 
zur Wahl als Jüngere. 02 Zudem haben diejenigen, 
die bereits in die Rentenversicherung einbezahlt 

02 Vgl. Bernhard Ebbinghaus, Demografische Alterung 
und Reformen der Alterssicherung in Europa – Probleme der 
ökonomischen, sozialen und politischen Nachhaltigkeit, in: 
Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie 1/2015, 
S. 325–348. 
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haben und absehbar in den Ruhestand gehen, auch 
ein Interesse am Status quo. Bekanntlich wird in 
der öffentlichen Debatte neben der Gesundheits-
politik eine staatliche Verantwortung in der Alters-
sicherung stärker betont als etwa mit Blick auf die 
Unterstützung von Arbeitslosen. 03 

Da im Umlageverfahren die aktuellen Ren-
ten derjenigen, die während ihres Erwerbslebens 
Beiträge zur Rentenversicherung gezahlt und da-
durch Ansprüche erworben haben, von den heu-
tigen Beitragszahler/ -innen finanziert werden, 
die hierfür in Zukunft wiederum Renten erwar-
ten, würde eine umfassende Systemreform hin 
zu einer kapitalgedeckten Altersvorsorge auf das 
Problem des Doppelzahlers stoßen: Diejenigen, 
die aktuell durch ihren Beitrag die Ansprüche der 
gegenwärtigen Rentner/ -innen aufgrund des Ge-
nerationenvertrags decken, müssten gleichzeitig 
einen Kapitalstock für ihre eigene Vorsorge an-
sparen. 04 Das wäre politisch kaum durchsetz-
bar, da einerseits die gegenwärtigen Rentner/ -in-
nen Erwartungen und gar rechtliche Ansprüche 
haben, dass der Generationenvertrag eingehal-
ten wird, und andererseits die gegenwärtigen Er-
werbspersonen keineswegs doppelt zahlen wol-
len beziehungsweise können. 

Vor diesem Hintergrund waren eine schritt-
weise Einführung des Mehrsäulenprinzips über 
längere Zeitspannen oder die Einrichtung einer 
freiwilligen Zusatzvorsorge, um eine zukünfti-
ge staatliche Rentenlücke zu schließen, bisher die 
häufigsten Reformstrategien. 05 Eine Ausgabenre-
duzierung wurde trotz der fortschreitenden Alte-
rung der Bevölkerung politisch eher vermieden. 
Stattdessen wurden zusätzliche Rentenausgaben 
häufig zunächst durch steigende Sozialabgaben 
oder Steuern sowie durch eine höhere Staatsver-
schuldung finanziert. Viele europäische Sozial-
staaten erhöhten so die Einnahmenseite, kamen 
jedoch spätestens in den 1990er Jahren an ihre fis-
kalischen und wirtschaftlichen Grenzen. 

03 Vgl. ders./Elias Naumann, The Popularity of Pension and 
Unemployment Policies Revisited: The Erosion of Public Support 
in Britain and Germany, in: dies. (Hrsg.), Welfare State Reforms 
Seen from Below: Comparing Public Attitudes and Organized 
Interests in Britain and Germany, London 2018, S. 155–186.
04 Vgl. John Myles/Paul Pierson, The Comparative Politi-
cal Economy of Pension Reform, in: Paul Pierson (Hrsg.), The 
New Politics of the Welfare State, New York–Oxford 2001, 
S. 305–333.
05 Vgl. Bernhard Ebbinghaus (Hrsg.), The Varieties of Pension 
Governance: Pension Privatization in Europe, Oxford 2011. 

Im globalen Wettbewerb führte die Verteu-
erung des Faktors Arbeit durch steigende So-
zialabgaben zu Personalabbau, was wiederum 
höhere Ausgaben für Arbeitslosigkeit oder gar 
Frühverrentungen zur Folge hatte. Dieser Teu-
felskreis passiver Arbeitsmarktpolitik war ty-
pisch für kontinentaleuropäische Sozialstaaten, 
so zunächst auch für Deutschland in den 1980er 
und 1990er Jahren. 06 Darüber hinaus beschränk-
ten ab Ende der 1990er Jahre die globalen Finanz-
märkte und die EU-Politik vor allem im Rahmen 
der Europäischen Währungsunion die fiskalpoli-
tischen Spielräume für Neuverschuldung. Demo-
grafischer Wandel, wirtschaftliche Erfordernis-
se und fiskalpolitische Beschränkungen erhöhten 
den Handlungsdruck, die Finanzierung der Ren-
tensysteme zu reformieren.

Aus sozialstaatlicher Sicht ist nicht allein die 
Demografie entscheidend, sondern auch die wirt-
schaftliche Leistungskraft, insbesondere der Be-
schäftigungsgrad, die Produktivität und das Wirt-
schaftswachstum einer Gesellschaft. 07 Insofern 
ist nicht nur der Altenquotient, sondern auch 
die Beschäftigtenquote ein wesentlicher Faktor 
für die finanzielle Tragfähigkeit des Sozialstaats. 
Die Zusammenhänge zwischen demografischer 
Alterung, Beschäftigungs- und Produktivitäts-
entwicklung sowie schließlich der finanziellen 
Lastenverteilung sind jedoch komplex. Grund-
sätzlich können neben einer Erhöhung des Ren-
teneintrittsalters auch die Ausweitung der Be-
schäftigung, insbesondere ein späterer Ausstieg 
aus dem Erwerbsleben, neben einer Erhöhung 
der Frauenerwerbstätigkeit und einer Verringe-
rung von Arbeitslosigkeit, aber auch Investitio-
nen in zukünftige gut ausgebildete Generationen, 
wesentliche Stellschrauben für die Lastenvertei-
lung im Rentensystem sein.

UMKEHRUNG  
DER FRÜHVERRENTUNG  
UND AKTIVES ALTERN

Das bisherige Paradox moderner Arbeitsge-
sellschaften war, dass die Menschen zwar im-

06 Vgl. Fritz W. Scharpf, Employment and the Welfare 
State: A Continental Dilemma, in: Bernhard Ebbinghaus/Philip 
Manow (Hrsg.), Comparing Welfare Capitalism, London 2004, 
S. 270–283. 
07 Vgl. Heiner Ganßmann, Politische Ökonomie des Sozial-
staats, Münster 2000. 
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mer länger leben, in den vergangenen Jahrzehn-
ten jedoch immer früher aufhörten, zu arbeiten. 
Diese Frühverrentungspraxis breitete sich ab 
den Wirtschaftskrisen der 1970er Jahre aus. Im 
Lichte des wachsenden Kostendrucks auf die 
sozialen Sicherungssysteme und der steigenden 
Lohnnebenkosten kam es ab den 1990er Jahren 
zu einer politischen Kehrtwende, und die Vor-
ruhestandspfade wurden eingeschränkt oder ab-
geschafft, das Ruhestandsalter angehoben und 
eine Erhöhung der Erwerbsquote unter Älteren 
forciert. Heute wird eine aktive Arbeitsmarkt-
politik sowie eine beschäftigungsfreundliche So-
zialpolitik angestrebt. 

Die EU setzte sich im Rahmen des Lissabon-
Prozesses im Jahr 2000 eine Steigerung der Be-
schäftigung zum Ziel: Bis 2010 sollten mindes-
tens 50 Prozent der 55- bis 65-Jährigen arbeiten, 
bis 2020 mindestens 75 Prozent der gesamten 
Erwerbsbevölkerung. Das erste Ziel wurde nur 
von den nordischen Sozialstaaten, den liberalen 
Wohlfahrtsregimen, aber auch von Deutschland 
und den Niederlanden erreicht. 08 Deutschland 
und die Niederlande erreichten auch das zweite 
Ziel – die Bundesrepublik weist inzwischen eine 
Beschäftigtenquote von 80 Prozent auf –, wo-
bei in beiden Staaten Teilzeitverträge eine gro-
ße Rolle insbesondere bei der Frauenerwerbs-
beteiligung spielen. In den skandinavischen 
Ländern wird eine solche hohe Beschäftigten-
quote eher in Vollzeit erreicht. Hingegen liegen 
die Beschäftigungsquoten in Frankreich, Irland 
und Polen um den EU-Durchschnitt von rund 
73 Prozent sowie in Italien bei etwa 64 Prozent 
(Tabelle).

Das Alter des Austritts aus dem Erwerbsle-
ben variiert nach wie vor zwischen den europä-
ischen Sozialstaaten, wobei einige südliche und 
östliche EU-Mitglieder ein noch immer nied-
rigeres Ruhestandsalter aufweisen als die meis-
ten westlichen und nordischen Länder (Tabelle). 
Das durchschnittliche Austrittsalter liegt heu-
te in den EU-Mitgliedsländern um 64 Jahre. In 
Frankreich und Osteuropa liegt es noch immer 
darunter, wohingegen Deutschland und die Nie-
derlande in der vergangenen Dekade durch eine 

08 Vgl. Bernhard Ebbinghaus/Dirk Hofäcker, Trendwende 
bei der Frühverrentung in modernen Wohlfahrtsstaaten: 
Paradig menwechsel zur Überwindung von Push- und Pull-
Faktoren, in: Zeitschrift für Bevölkerungswissenschaft 4/2013, 
S. 841–880. 

erstaunliche Umkehr von Frühverrentung hin 
zu einer höheren Erwerbsbeteiligung von Älte-
ren zu den nordischen Ländern aufgeschlossen 
haben. 

Die Einschränkung flexibler Altersrenten, 
Erwerbsunfähigkeitsrenten, Altersarbeitslosen-
hilfen und anderer Vorruhestandsregelungen 
birgt das Risiko, zu vermehrter Altersarmut 
durch Erwerbsunfähigkeit oder bei Verlust des 
Arbeitsplatzes zu führen, wenn die Wiederbe-
schäftigungschancen von Älteren nicht verbes-
sert werden. Davon zeugt etwa Irland, wo höhere 
Beschäftigungsraten in den älteren Altersgruppen 
häufig mit atypischen und prekären Beschäfti-
gungsformen sowie mit Altersarmut zusammen-
gehen. Die skandinavischen Erfahrungen zeigen, 
dass es einer aktiven Arbeitsmarktpolitik und ei-
ner Strategie zur Förderung lebenslangen Ler-
nens bedarf, um die Voraussetzungen für eine 
längere Erwerbsbeteiligung im Alter zu schaffen. 
Dazu gehört auch ein Umdenken betrieblicher 
Personalstrategien sowohl bei Arbeitgebern als 
auch bei Betriebsräten.

Die Schließung der Frühverrentungspfade 
und die Anhebung des Renteneintrittsalters soll-
ten von einer ausreichenden Erwerbsunfähig-
keitsrente für diejenigen, die aus gesundheitlichen 
Gründen nicht länger arbeiten können, sowie von 
präventiven Integrationsmaßnahmen flankiert 
werden, um ältere Arbeitnehmer/ -innen länger 
im Berufsleben zu halten und solche, die erwerbs-
los sind, wieder in Arbeit zu bringen. Einerseits 
müssen Anforderungsprofile von Arbeitsplätzen 
altersgerechter gestaltet werden, andererseits soll-
ten Einstellungshürden für ältere Arbeitnehmer/ - 
innen verringert werden, zum Beispiel durch eine 
Erleichterung von befristeten Arbeitsverträgen 
oder einer weniger am Senioritätsprinzip orien-
tierten Entlohnung. Die Beschäftigungssiche-
rung muss jedoch lange vor dem Renteneintritt 
beginnen: Lebenslanges Lernen sollte durch eine 
systematische Förderung von Weiterbildung ab 
50 Jahren Teil einer präventiven Beschäftigungs-
politik werden.

PRIVATISIERUNG UND 
VERMARKTLICHUNG 

Ein weiterer Paradigmenwechsel in der Renten-
politik erfolgte durch einen Umbau zur Mehr-
säulenarchitektur, die einerseits eine Privatisie-
rung beabsichtigt, also die teilweise Verlagerung 
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der Alterssicherungsverantwortung vom Staat 
auf private Akteure, und andererseits eine Ver-
marktlichung vorsieht, also die Einführung von 
beitragsbezogenen und kapitalgedeckten Markt-
mechanismen in der Altersvorsorge, 09 um die 
staatlichen Umlagesysteme angesichts der demo-
grafischen Entwicklung zu entlasten. In der Re-
gel bedeutete dies die Einführung privater, also 
betrieblicher, tarifvertraglicher oder individueller 
kapitalgedeckter Altersvorsorge, in einigen Fäl-
len wurde auch ein Teil der staatlichen Alterssi-
cherungsbeiträge als Kapitalanlage investiert. Der 
institutionelle Wandel vollzog sich oft parallel: 
Eine perspektivische Reduzierung der umlagefi-
nanzierten Rentenleistungen erhöht gleichzeitig 
den Anreiz zur Ausweitung der kapitalgedeckten 
Zusatzrenten. 

Besonders weitreichend waren einige grund-
sätzliche Rentenreformen. So überführte etwa 
Schweden durch eine umfangreiche Reform 
in den 1990er Jahren sein Grundrenten- in ein 
Mehrsäulenmodell mit staatlicher Einkommens-
versicherung nach dem Umlageverfahren und 
obligatorischer kapitalgedeckter Zusatzversiche-
rung neben weiteren tarifvertraglichen Zusatz-
renten. Nach der Marktöffnung der osteuropäi-
schen Länder wurden in den späten 1990er Jahren 
gemäß der Empfehlungen internationaler Orga-
nisationen, 10 Mehrsäulenmodelle der Alterssiche-
rung einzuführen, obligatorische kapitalgedeckte 
Renten aufgelegt. 11 

In den meisten Bismarckschen Sozialstaa-
ten erfolgte der Paradigmenwechsel in kleineren 
Schritten. So wurden etwa in Deutschland und 
Frankreich neben staatlichen Rentenkürzungen 
ausschließlich freiwillige individuelle Kapitalren-
ten zusätzlich zur betrieblichen Altersvorsorge 
eingeführt. Hierzulande soll seit 2001 die Ries-
ter-Rente, die für Geringverdienende und Fami-
lien mit Zulagen subventioniert wird, die Ver-
sorgungslücke ausgleichen, die durch zukünftige 
staatliche Rentenanpassungen entstehen werden. 
Rund 40 Prozent der Beschäftigten haben ent-
sprechende Verträge abgeschlossen.

09 Vgl. Bernhard Ebbinghaus, Privatisierung und Vermarktli-
chung der Altersvorsorge: Eingetrübte Aussichten des deutschen 
Mehrsäulenmodells, in: WSI-Mitteilungen 6/2018, S. 468–475. 
10 Vgl. Weltbank (Hrsg.), Averting the Old Age Crisis: Policies 
to Protect the Old and Promote Growth, Oxford 1994.
11 Vgl. Andrej Stuchlik (Hrsg.), Rentenreform in Mittel- und 
Osteuropa. Impulse und Politikleitbilder für die Europäische 
Union, Wiesbaden 2010. 

In den Beveridge-Rentensystemen wurde die 
Mehrsäulenarchitektur wesentlich früher einge-
führt, so etwa in Großbritannien und Irland. In-
folgedessen konnten sie bisher einen größeren 
Kapitalstock der privaten Altersvorsorge aufbau-
en, von dem bereits gegenwärtige Rentner/ - innen 
Leistungen beziehen. In der Tat zeigen sich die 
Unterschiede in der Bedeutung privater Alters-
vorsorge in den verschiedenen Sozialstaaten im 
Ausmaß des Pensionsfonds-Kapitalismus – die 
„Spielarten des Kapitalismus“ 12 offenbaren sich 
auch hier: Die für Alterssicherung angelegten 
Aktien- und Wertpapierbestände sind in den libe-
ralen Marktwirtschaften wie prominent Großbri-
tannien und Irland besonders hoch. Beträchtliche 
Kapitaldeckung gibt es aber auch in den nieder-
ländischen, schweizerischen oder einigen nordi-
schen Zusatzversicherungen. Damit einher geht 
jedoch eine erhöhte Abhängigkeit von Finanz-
marktkonjunkturen.

Hinsichtlich des Deckungsgrads der priva-
ten Zusatzvorsorge gibt es erhebliche Unter-
schiede. Dieser liegt in der Schweiz, seitdem sie 
1985 obligatorisch wurde, sowie in den nordi-
schen Ländern und den Niederlanden dank tarif-
vertraglicher Regelung mit 90 Prozent sehr hoch, 
wohingegen um 2010 in den liberalen Mehrsäu-
lensystemen wie in Großbritannien und Irland 
aufgrund der Freiwilligkeit erhebliche Deckungs-
lücken von 50 Prozent bestanden. In den 2010er 
Jahren wurde in Großbritannien versucht, die 
freiwillige Mitgliedschaft in Pensionsfonds da-
durch zu erhöhen, dass Arbeitnehmer/ -innen au-
tomatisch eingeschrieben wurden und ihre Aus-
trittsoption proaktiv wahrnehmen mussten. In 
einigen osteuropäischen Ländern sind Arbeitneh-
mer/ -innen zwar seit den späten 1990er Jahren zu 
einer Mitgliedschaft in einem Pensionsfonds ver-
pflichtet, ansonsten ist der Anteil kapitalgedeck-
ter Altersvorsorge in Bismarckschen Rentensys-
temen aber niedrig. Ausnahme ist Deutschland 
mit 70 Prozent der Beschäftigten, die eine be-
triebliche oder individuelle Altersvorsorge haben. 

Reformen hin zu mehr privater Vorsorge ber-
gen bei unzureichender Deckung und mangeln-
der Zeit zum Ansparen sowie für Beschäftigungs-
gruppen mit unterbrochenen Erwerbsbiografien 

12 Vgl. Peter A. Hall/Daniel W. Gingerich, „Spielarten des 
Kapitalismus“ und institutionelle Komplementaritäten in der 
Makroökonomie. Eine empirische Analyse, in: Berliner Journal 
für Soziologie 1/2004, S. 5–31.
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– wie vor allem Frauen, die unbezahlte Sorge-
arbeit geleistet haben, und Erwerbslose – sowie 
Personen in atypischen Beschäftigungsverhältnis-
sen – also befristet oder Teilzeitbeschäftigte – das 
Risiko einer Zunahme sozialer Ungleichheit. Da-
bei hängt der Deckungsgrad von staatlichen An-
reizen und Subventionen sowie von tarifvertrag-
lichen Regelungen ab: Wo keine Verpflichtung zu 
solchen Zusatzrenten durch Obligatorium wie 
in der Schweiz oder durch allgemeingültige Ta-
rifverträge wie in den Niederlanden einen brei-
ten Deckungsgrad garantieren, ist in Ländern mit 
ausgebauten privaten Alterssicherungssäulen die 
Altersarmut wie in Großbritannien und Irland 
besonders hoch. 13 Eine Umschichtung zu nicht-
staatlicher Altersvorsorge erfordert also den Aus-
bau staatlicher oder sozialpartnerschaftlicher Re-
gulierung und steuerlicher Förderung. 

FORTSETZUNG FOLGT

Der1415 Zusammenbruch der Finanzmärkte 2008 
und die darauffolgende Wirtschaftskrise haben 
sich unmittelbar, aber auch langfristig auf staat-
liche Renten und die private Altersvorsorge aus-
gewirkt. Die Möglichkeiten, die staatlichen Sozi-
alleistungen im Umlageverfahren zu finanzieren, 
wurden durch die Staatsschuldenkrise noch wei-
ter eingeschränkt, und der Börsencrash führte zu 
Verlusten der kapitalgedeckten Altersvorsorge: 
So fiel etwa das Anlagevermögen der Pensions-
fonds in Irland innerhalb eines Jahres um 35 Pro-
zent, während die meisten anderen europäischen 
Pensionsfonds einen nominalen Rückgang zwi-
schen 10 und 20 Prozent zu verzeichnen hatten. 14 
Auch wenn sich die meisten Fonds seither wie-
der etwas erholt haben, wurden die Wachs tums-
erwar tungen gedrosselt und hat das Vertrauen in 
Kapitaldeckung Schaden genommen. In osteuro-
päischen Ländern hat die Finanzkrise zu einem 
Moratorium, wenn nicht sogar zu einer Rück-
nahme kapitalgedeckter Renten geführt. 15

13 Vgl. Bernhard Ebbinghaus, Inequalities and Poverty Risks 
in Old Age Across Europe: The Double-Edged Income Effect 
of Pension Systems, in: Social Policy & Administration 3/2021, 
S. 440–455.
14 Vgl. ders./Tobias Wiß, Taming Pension Fund Capitalism in 
Europe: Collective and State Regulation in Times of Crisis, in: 
Transfer 1/2011, S. 15–28. 
15 Vgl. Jan Drahokoupil/Stefan Domonkos, Averting the 
Funding-Gap Crisis: East European Pension Reforms Since 2008, 
in: Global Social Policy 3/2012, S. 283–299. 

Die demografische Entwicklung ist unab-
wendbar und im Lichte fiskalpolitischer Zwänge 
auch weiterhin ein wesentlicher Grund für um-
fangreiche Reformen zur Alterssicherung. Da-
bei sollte nicht nur finanzielle Nachhaltigkeit an-
gesichts der Alterung der Gesellschaft, sondern 
auch soziale Nachhaltigkeit im Hinblick auf die 
Folgen der Vermarktlichung und Privatisierung 
sozialer Risiken leitendes Prinzip sein.
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